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GEMEINDE ZEUTHEN

Beschlussvorlage für die Gemeindevertretung
Vorlage Nr. BV-075/2020 öffentlich

Bearbeiter Frau Bolze
Datum

12.11.2020

Einreicher  Fraktionen B'90/Grüne, DIE LINKE und SPD

Betreff:
Prüfauftrag zur Entlastung der Grundschule am Wald

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Begründung: 
Bereits seit einigen Schuljahren arbeitet die Grundschule am Wald jenseits der vorhandenen, vor 
allem räumlichen Kapazitäten. Ein Bericht des Hortes in der Sitzung des SBKA vom 3.11.2020 hat die 
große Belastung, der ErzieherInnen und LehrerInnen ausgesetzt sind, deutlich gemacht. Zudem 
haben wir erfahren, dass im kommenden Schuljahr voraussichtlich 132 SchülerInnen eingeschult 
werden. Dies lässt darauf schließen, dass auch im kommenden Schuljahr ein vier- bis fünfzügiger 
Jahrgang entsteht. Das geplante Multifunktionsgebäude wird selbst optimistischen Planungen zufolge 
frühestens im Jahr 2023 in Betrieb genommen werden können. Die Gemeinde als Trägerin der 
Grundschule muss daher zeitnah Maßnahmen zur Entlastung der Schule und des Hortes ergreifen. 
Folgende Maßnahmen sind denkbar und sollten ergebnisoffen geprüft werden: 

 Anmietung von Räumen als temporäre "Außenstelle": für die Schule oder für den Hort: 
- Berlux 
- Vereinshaus / früherer Seniorentreff 
- Bürgerhaus 
- Neue Kita bei Beibehaltung / Verlängerung Miete Tschaikowskistrasse 

 Aufstellen eines Containers in Schulnähe (z.B. unbefestigter Parkplatz Ecke Ebereschenallee, 
Festwiese Miersdorf) oder auf dem Schulgelände 

 Modell der Hortbetreuung/Nachmittagsbetreuung in den Räumen bzw. Außengelände der 
Kitas. 

 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung beschließt: 
Der Bürgermeister wird damit beauftragt, verschiedene Möglichkeiten zur Entlastung der Grundschule 
am Wald ab dem Schuljahr 2021/22 zu prüfen. Die Gemeindevertretung beziehungsweise der 
Ausschuss für Soziales, Bildung und Kultur ist über das Ergebnis und die avisierten Maßnahmen zu 
informieren.
 
Anlage/n 
Antrag der Fraktionen B‘90/Grüne, DIE LINKE und SPD Nr. 2020-11 vom 12.11.2020
 


